
 

Unsere Beratungsstandards  

1. Kostenfreiheit 

Information, Beratung und Intervention der Ombudsstelle sind kostenlos.  

2. Niedrigschwellige und barrierearme Beratung 

Die Ombudsstelle ist telefonisch, per E-Mail, Brief oder Fax erreichbar. Zurzeit können wir 

nur ausnahmsweise und nach Vereinbarung persönlich vor Ort beraten. Die 

Zugänglichkeit für Menschen mit Rollstuhl ist dann sichergestellt. Personen werden am 

Eingang abgeholt.  

Die Ombudsstelle bemüht sich um Informationen und Beratung in der Sprache, die die 

Beschwerdeführer*innen verstehen. Wir verwenden Informationsmaterial in einfacher und 

in leichter Sprache. Wenn unsere Berater*innen eine Sprache nicht selbst sprechen, 

kümmern wir uns um Dolmetschende und übernehmen die Kosten. Taube Personen 

können auch Dolmetscher*innen für Deutsch/Deutsche Gebärdensprache ihrer Wahl 

bestimmen und über SQUAT mit uns kommunizieren. Wir sind Alpha Siegel zertifiziert. 

3. Verständliche Beratung  

Wir beraten auf Grundlage des LADG. Gesetze und rechtliche Interpretationen sind oft 

schwer zu verstehen. Wir bemühen uns, rechtliche Inhalte für alle einfach und verständlich 

zu vermitteln. Dazu gehört die Beschränkung auf wesentliche Informationen zugeschnitten 

auf die jeweiligen Bedürfnisse. Dadurch sollen Beschwerdeführer*innen auch in die Lage 

versetzt werden, über das weitere Vorgehen selbstbestimmt zu entscheiden. 

4. Nichtdiskriminierende und geschlechtergerechte Sprache 

Die Ombudsstelle bemüht sich um diskriminierungsfreie Ansprache und Sprache. Wir 

reproduzieren keine diskriminierende Sprache, sondern zitieren sie nur, wenn das zur 

Bearbeitung des Falls unerlässlich ist.  

Bei Zweifeln zur gewünschten Ansprache, zum gewählten Generum oder zur korrekten 

Schreibweise des Namens fragen wir nach. Wir versuchen genderneutrale Begriffe zu 

verwenden oder schreiben mit Gendersternchen* oder mit Gender:doppelpunkt. Wir 



verwenden Selbstbezeichnungen von Beschwerdeführer*innen, zB als „Schwarz“ oder 

„Taub“. Dabei unterliegen Selbstbezeichnungen Aushandlungen und Veränderungen, 

nicht immer gibt es richtig oder falsch. Wir sind darüber mit Beschwerdeführer*innen, 

Selbstorganisationen und im Team im Austausch und freuen uns über Feedback. 

5. Unabhängige Beratung an der Seite der Ratsuchenden 

Ausgangspunkt unserer Beratung ist das Erleben der beschwerdeführenden Person. 

Beschwerdeführer*innen müssen nicht befürchten, dass Diskriminierungserfahrungen 

relativiert, bagatellisiert oder als Missverständnis abgetan werden.  

Im Schlichtungsverfahren arbeiten wir, anders als nichtstaatliche Beratungsstellen, nicht 

streng parteiisch, sondern grundsätzlich vermittelnd. Dabei legen wir zunächst den von 

der beschwerdeführenden Person geschilderten Sachverhalt als zutreffend zu Grunde und 

ordnen ihn vor dem Hintergrund des Wissens um strukturelle Diskriminierungslagen ein.  

Unabhängigkeit in der Beratung bedeutet nicht immer die unwidersprochene Übernahme 

der Deutung des Geschehenen durch die Ombudsstelle. Unsere Beratung bietet auch 

Raum für Widersprüche und vielfältige Perspektiven, für andere Darstellungen und 

Sichtweisen als die der Ratsuchenden. Dies geschieht in einem Rahmen, in dem wir die 

biografische Erfahrung der Beschwerdeführer*innen grundsätzlich nicht in Frage stellen. 

Bei der rechtlichen Einordnung des Geschehens sind wir an die Diskriminierungs-

Definitionen des LADG gebunden. 

6. Bedürfnisorientierung und Transparenz  

Wir versuchen Beschwerdeführer*innen so zu beraten, dass die Beratung ihren Interessen, 

Bedürfnissen und Zielen gerecht wird. Das kann auch bedeuten, an eine kompetente 

Stelle mit besonderen Fachkenntnissen oder Handlungsmöglichkeiten weiterzuleiten. 

Nicht immer sind die Wünsche der Beschwerdeführenden umsetzbar. Die Ombudsstelle 

klärt daher über den Ablauf, die Dauer und die Möglichkeiten des Ombudsverfahren auf. 

Unser Anliegen ist es, Beschwerdeführer*innen in die Lage zu versetzen, informiert und in 

eigener Verantwortung über die nächsten Schritte entscheiden zu können.  

7. Vertraulichkeit  

Die Beschwerdeführenden müssen sicher sein, dass das Erzählte nicht gegen ihren Willen 

den geschützten Beratungsrahmen verlässt. Die Ombudsstelle gewährleistet daher die 

Vertraulichkeit der Informationen, von denen sie im Rahmen ihrer Tätigkeit Kenntnis 

erlangt, § 14 Abs. 5 S. 2. Informationen werden den geschützten Beratungsrahmen nur 



verlassen, wenn die Ratsuchenden das möchten. Ratsuchende können auf Wunsch auch 

anonym beraten werden.  

Die Einleitung eines anonymen Interventions- und Schlichtungsverfahrens ist nur in 

Ausnahmefällen möglich. Voraussetzung ist, dass die Person gegenüber der 

Ombudsstelle oder einer bevollmächtigten Person oder Beratungsstelle nach innen ihre 

Anonymität aufhebt, dass garantiert werden kann, dass die Anonymität nach außen im 

auch Schlichtungsverfahren gewahrt werden kann und dass ein Schlichtungsverfahren 

trotz Anonymität Aussicht auf Erfolg hat. 

 

 

 


